
Aktenzeichen: 5 AS 1/93
Bundesarbeitsgericht 5. Senat Beschluß vom 03. Februar 1993- 5 AS 1/93 -
I. Amtsgericht Dachau Beschluß vom 25. November 1992 - 3 C 1233/92 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein Für die Fachpresse : NeinFür das Bundesarchiv : Nein

EntscheidungsStichwort:
Rechtskraft des Verweisungsbeschlusses

G6S6t#Z * ZPO § 36 Nr. 6, § 577 Abs. 2, §§ 516, 552; GVG § 17 a Abs. 2 und 4 n.F., § 17 b n. F.; ArbGG § 9 Abs. 5
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5 AS 1/93
3 c 1233/92 AG Dachau

B e s c h l u ß
In Sachen

PP.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts ap 3. Februar 1993 
beschlossen:

Zuständig ist derzeit das Amtsgericht Dachau.

G r ü n d e  :
I. Die Klägerin nimmt die Beklagte aus einem Pfändungs- und 
Überweisungsbeschluß auf Zahlung in Anspruch. Sie hat ihre Klage 
zum Amtsgericht Dachau erhoben. Dieses hat sich durch Beschluß 
vom 25. November 1992 für sachlich unzuständig erklärt und den 
Rechtsstreit auf Antrag der Klägerin an das für sachlich zustän­
dig gehaltene Arbeitsgericht München verwiesen. Das Amtsgericht
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hat seinen Beschluß damit begründet, bei der von der Klägerin 
eingeklagten überwiesenen Forderung handele es sich um Arbeits­
lohn. Zuständig für die Entscheidung über einen derartigen An­
spruch sei das Arbeitsgericht.

Der Beschluß des Amtsgerichts wurde nicht zugestellt. Durch 
Beschluß vom 11. Januar 1993 lehnte das Arbeitsgericht München 
die Übernahme des Rechtsstreits ab. Das Amtsgericht Dachau hält 
die von ihm erklärte Verweisung für wirksam. Es hat die Sache dem 
Bundesarbeitsgericht zur Bestimmung des derzeit zuständigen Ge­
richts vorgelegt.

f

II. Zuständig ist derzeit das Amtsgericht Dachau.

1. Die Voraussetzungen für die Durchführung des Bestimmungsver­
fahrens nach § 36 Nr. 6 ZPO sind erfüllt. Diese Vorschrift ist 
auch bei einem negativen Kompetenzkonflikt von Gerichten ver­
schiedener Gerichtsbarkeiten anwendbar (BAGE 44# 246 = AP Nr. 34 
zu § 36 ZPO). Das Gesuch um Bestimmung des zuständigen Gerichts 
kann von einer Partei oder durch ein Gericht gestellt werden. Das 
Bundesarbeitsgericht ist vorliegend für die beantragte Bestimmung 
zuständig, weil es in den Zuständigkeitsstreit zwischen dem Ar­
beitsgericht und dem Amtsgericht zuerst um die Bestimmung ange­
gangen worden ist (vgl. BAG Beschluß vom 29. September 1976 
- 5 AR 232/76 - AP Nr. 20 zu § 36 ZPO, zu II 1 der Gründe, m. w.
N.; BGHZ 44, 14, 15).

Allerdings hat das Arbeitsgericht München die Übernahme des 
Rechtsstreits in erster Linie deshalb abgelehnt, weil es der An-
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sicht ist, der Verweisungsbeschluß des Amtsgerichts sei wegen 
fehlender Zustellung noch nicht rechtskräftig. Es hat sich damit 
also nur für zur Zeit unzuständig erklärt. Doch auch in diesem 
Sonderfall eines negativen Kompetenzkonfliktes ist § 36 Nr. 6 ZPO 
von seinem Sinn und Zweck her entsprechend anzuwenden, da die Ab­
lehnung einer Entscheidung einer mit rechtsstaatlichen Grund­
sätzen unvereinbaren Rechtsverweigerung gleichkäme (BAGE 23, 167, 
169 = AP Nr. 8 zu § 36 ZPO).

2. Der Verweisungsbeschluß des Amtsgerichts Dachau ist nicht 
rechtskräftig geworden.

a) Verweisungsbeschlüsse nach § 17 a GVG n. F. sind förmlich 
zuzustellen (§ 329 Abs. 3 ZPO). Das abgebende Gericht darf die 
Akte nicht vor Rechtskraft des Verweisungsbeschlusses ah das Ge­
richt, an das der Rechtsstreit verwiesen worden ist, übersenden 
(§ 17 b Abs. 1 GVG n. F.). Bei unterbliebener Zustellung von Ver­
weisungsbeschlüssen ordentlicher Gerichte sind die §§ 516, 552 
ZPO entsprechend anzuwenden. Die Frist zur Einlegung der soforti­
gen Beschwerde beginnt dann fünf Monate nach der Verkündung oder 
- bei nicht verkündeten Beschlüssen - fünf Monate nach der form­
losen Mitteilung des Verweisungsbeschlusses•

Das hat der Senat mit ausführlicher Begründung in seinem zur 
Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung und ih der Fachpresse 
bestimmten Beschluß vom 1. Juli 1992 (- 5 AS 4/92 -) dargelegt.

- 4 -

Hierauf wird verwiesen.
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b) Für den vorliegenden Fall ergibt sich daraus folgendes: Der 
Verweisungsbeschluß des Amtsgerichts Dachau vom 25. November 1992 
ist den Parteien zu keiner Zeit formgerecht zugestellt worden. 
Eine Heilung dieses Mangels kommt nicht in Betracht (§ 187 Satz 2 
ZPO). Das Amtsgericht Dachau durfte daher die Akten dem Arbeits­
gericht München weder sofort nach der Beschlußfassung noch später 
übersenden. Es hätte zunächst die Zustellung seines Beschlusses 
veranlassen müssen. Erst nach Ablauf der Beschwerdefrist hätte es 
die Akten übersenden dürfen. Da der Verweisungsbeschluß noch 
nicht rechtskräftig war, die Voraussetzungen des § 17 b Abs. 1 
Satz 1 GVG n. F. also noch nicht Vorlagen, hat das Arbeitsgericht 
München die Übernahme des Rechtsstreits zu Recht abgelehnt. Es 
durfte die Akten daher ohne Verstoß gegen § 17 a Abs. 2 Satz 3 
GVG n. F., wonach Verweisungsbeschlüsse für das Gericht, an das 
verwiesen worden ist, bindend sind, an das Amtsgericht zurücksen­
den.

3. Das Bundesarbeitsgericht kann das zuständige Gericht nicht 
endgültig bestimmen. § 36 Nr. 6 ZPO ist im, vorliegenden Fall nur 
entsprechend anwendbar. Die Vorschrift kann nicht dazu führen, 
daß anstelle der in § 17 a Abs. 4 GVG vorgesehenen Instanzen das 
nach § 36 Nr. 6 ZPO zuständige Gericht entscheidet. Das Bundesar­
beitsgericht kann also in diesem Fall nur klarstellen, daß der 
Rechtsstreit wegen fehlender Rechtskraft des Verweisungsbeschlus­
ses noch immer bei dem Amtsgericht Dachau anhängig ist.

Dr. Thomas Dr. Gehring Dr. Olderog
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